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Verlängerte Anfangsvergütung für Windparks: 
zweite Bewertung im 
Referenzertragsverfahren 
Christoph Schweizer

Windenergieanlagen erhalten anstatt der Grundvergütung in ihren ersten fünf Betriebsjahren eine höhere Anfangs-
vergütung. Aber auch danach ist es möglich, von der erhöhten Anfangsvergütung zu profitieren. Je windschwächer 
ein Standort ist, desto länger wird sie gezahlt. Damit sie auch in den Folgejahren greift, müssen Anlageneigentümer 
in den meisten Fällen nach fünf und nach zehn Jahren ein sog. Referenzertragsverfahren bei einem Wirtschaftsprüfer 
in Auftrag geben. Wer 2016 Windenergieanlagen in Betrieb genommen hat, muss in diesem Jahr tätig werden.   

Damit Windenergieanlagenbetreiber mit 
windschwachen Standorten wirtschaftlich 
nicht benachteiligt werden, hat der Gesetz-
geber sichergestellt, dass sie die erhöhte 
Anfangsvergütung über einen längeren 
Zeitraum erhalten. Dadurch soll das Un-
gleichgewicht ausgeglichen werden, dass 
an unterschiedlichen Standorten sehr 
unterschiedliche Erträge erzielt werden. 
Wie lange die Anfangsvergütung weiter-
gezahlt wird, hängt von der Abweichung 
vor Ort zu der typenspezifischen Leis-
tungskennzahl des jeweiligen Windener-
gieanlagenmodells, dem sog. Referenzer-
trag, ab. Die erhöhte Anfangsvergütung 
kann maximal 20 Jahre, zuzüglich des 
Jahres der Inbetriebnahme, in Anspruch 
genommen werden. 

Für viele Windenergieanlagen, die im Jahr 
2016 in Betrieb genommen wurden, steht 
im Jahr 2026 die zweite Bewertung im 
zweistufigen Referenzertragsverfahren 
bevor. Diese Frist wird von Betreibern 
häufig übersehen oder zu spät bemerkt, 
da oftmals keine formelle Aufforderung 
zur Durchführung der Bewertung erfolgt. 
Um Umsatzeinbußen zu vermeiden, soll-
ten Betreiber diese zweite Prüfung nach 
zehn Jahren in Betrieb frühzeitig in An-
griff nehmen. 

Zwei- und einstufiges  
Verfahren im Überblick  

Die Prüfungsfristen, um die erhöhte An-
fangsvergütung zu verlängern, unterschei-
den sich je nach Inbetriebnahmejahr und 
Verfahren (siehe Tab. 1). Anlagen, die vor 
dem 1. Januar 2017 in Betrieb genommen 
wurden, fallen unter das zweistufige 
Referenzertragsverfahren.  Betreiber von 
Anlagen, die zwischen dem 1. Januar 2017 

und dem 31. Dezember 2018 in Betrieb 
gingen, haben sich entweder für die Teil-
nahme an der Ausschreibung oder eine 
gesetzliche Vergütung unter der Geltung 
der Übergangsvorschrift im EEG 2017 
entschieden. Diejenigen Betreiber, die sich 
für die Übergangsvorschrift entschieden 
haben, fallen unter das zweistufige Refe-
renzertragsverfahren. Im zweistufigen 
Referenzertragsverfahren erfolgt nach 
fünf Jahren eine erste Prüfung der Stand-
ortgüte, auf deren Grundlage der zusätz-
liche Zeitraum der Anfangsvergütung 
(ZZA) angepasst wird. Je geringer die 
Standortgüte, desto länger kann der ZZA 
ausfallen. 

Nach zehn Jahren oder spätestens ein 
Jahr vor Ablauf des ZZA muss eine Über-
prüfung des ZZA erfolgen. Diese zweite 
Prüfung dient der Ermittlung des end-
gültigen ZZA-Nachweises und legt fest, 
ob und wie lange die erhöhte Vergütung 
weiterläuft. Seit 2019 gilt für neue Anla-

gen das einstufige Referenzertragsver-
fahren, doch nach § 46 Absatz 3 EEG 
2017 bleibt die Pflicht zur zweiten Prü-
fung für die betroffenen Anlagen mit 
gesetzlicher Vergütung nach zehn Jahren 
mit zweistufigem Referenzertragsverfah-
ren bestehen.

Windpark-Erträge maximieren

Da zwischen 2015 und 2019 zahlreiche 
Windenergieanlagen in Betrieb genom-
men wurden, steht in den nächsten Jah-
ren eine Vielzahl an zweiten Prüfungen 
für die Ermittlung der weiteren Laufzeit 
der erhöhten Anfangsvergütung im Rah-
men des zweistufigen Referenzertrags-
verfahrens an. Im Jahr 2026 sind rund 
1.600 Windenergieanlagen mit Inbetrieb-
nahme 2016 betroffen [1]. Die Ergebnisse 
dieser Überprüfung entscheiden über 
die weitere Vergütungshöhe und damit 
über die Wirtschaftlichkeit des Anla-
genbetriebs.  Die Grundvergütung liegt 

An windschwächeren Standorten hat der Gesetzgeber eine
längere Anfangsvergütung vorgesehen� Bild: Sterr-Kölln & Partner
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für alle Anlagen unter dem zweistufigen 
Referenzertragsverfahren bei weniger als 
5 ct/kWh, was oftmals etwa der Hälfte der 
erhöhten Anfangsvergütung entspricht. 

Die fristgerechte Einleitung der Überprü-
fung des Referenzertragsverfahrens sichert 
die Wirtschaftlichkeit der Windenergiean-
lagen, da die erhöhte Anfangsvergütung bis 
20 Jahre nach Inbetriebnahme zzgl. dem 
Jahr der Inbetriebnahme gesichert werden 
kann. Für Windparkbetreiber ist es daher 
entscheidend, rechtzeitig aktiv zu werden. 

Das folgende Beispiel zeigt, was es bedeu-
ten würde, ohne verlängerte Anfangsver-
gütung auskommen zu müssen: Bei einem 
exemplarischen Windpark mit fünf Wind-
energieanlagen und einer installierten 
Leistung von jeweils 6 MW und einem 
Windertrag von 12.000 MWh/a an einem 
durchschnittlichen Standort in Süd-
deutschland würden über die folgenden 
15 Jahre kumuliert knapp 9 Mio. € weniger 
Vergütung gezahlt werden.

Erforderliche Unterlagen

Für die Durchführung des Referenzertages 
muss ein Wirtschaftsprüfer beauftragt wer-
den. Das hilft, die gesetzlichen Anforderun-
gen des EEG sicher zu erfüllen und den wirt-
schaftlichen Betrieb der Anlagen langfristig 
zu gewährleisten. Wer einen Windpark be-
treibt, muss neben den Informationen zur 
Betreibergesellschaft und Windparkzugehö-
rigkeit den Wirtschaftsprüfenden zu jeder An- 
lage folgende Unterlagen zukommen lassen:

	■ Genehmigung der Windenergiean-
lage nach Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG);

	■ Inbetriebnahmeprotokolle;
	■ Standortkarten und Grundbuchein-

träge;
	■ alle monatlichen Abrechnungen des 

Netzbetreibers;
	■ Abrechnungen für temporäre Leis-

tungsreduzierungen im Zusammen-
hang mit Redispatchmaßnahmen 
durch den Netzbetreiber.

Gemäß den Regelungen des Marktstamm-
datenregisters nach § 3 Abs. 2 müssen die 
Anlagendaten – dazu zählt auch die Ver-
längerung der erhöhten Anfangsvergü-
tung – in das Marktstammdatenregister 
der Bundesnetzagentur angemeldet wer-
den. Hierfür gilt eine Frist von vier Wochen 
ab Mitteilung durch den Netzbetreiber. 

Vergütungsausfälle  
vermeiden

Viele Referenzertragsverfahren werden 
oft erst in letzter Minute gestartet und 
stehen daher unter hohem Zeitdruck. 
Das erhöht das Risiko für unnötige Ver-
gütungsausfälle. Wer den Prozess früh 
und professionell strukturiert, vermei-
det solche Probleme. Die Zusammenar-
beit mit einem erfahrenen Partner, der 
die Anforderungen und typischen Fall-
stricke kennt, hält den Aufwand gering 
und sorgt für einen reibungslosen Ab-
lauf.

Anmerkungen

[1] 	 Vgl. Deutsche WindGuard: Status des 

Windenergieausbaus an Land in Deutschland, 

2016, abrufbar unter: https://www.

wind-energie.de/fileadmin/redaktion/

dokumente/publikationen-oeffentlich/

themen/06-zahlen-und-fakten/Factsheet_Sta-

tus_Windenergieausbau_an_Land_2016.pdf
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Inbetriebnahme Verfahren Prüfungen Rechtsgrundlage

Bis 2016 zweistufiges 
Verfahren

5 und 10 Jahre nach 
Inbetriebnahme

EEG 2012/2014

2017 bis 2018 (1)  	einstufiges  
      Verfahren oder

(2) 	 zweistufiges  
      Verfahren

häufig zweistufig:  
5 und 10 Jahre nach 
Inbetriebnahme

EEG 2017

ab 2019 einstufiges  
Verfahren

alle 5 Jahre nach 
Inbetriebnahme

EEG 2017 n. F.

Unterschiedliche Regelungen des Referenzertragsverfahrens
�

Tab.1

Ohne Batteriespeicher keine Energiewende

Unter dem Titel „Ohne Batteriespeicher keine Energiewende“ ordnete die 
Stadtwerke-Kooperation Trianel in einem Pressegespräch im Rahmen 
der E-world 2026 die politische, technische und marktwirtschaftliche 
Rolle von Batteriespeichern ein und informierte über den Stand des Bat-
teriepark-Projekts in Waltrop. Dort ist neben dem Trianel-Kraftwerks-
standort Lünen auf Waltroper Gemeindegebiet ein Großspeicher mit  
insgesamt 900 MW Leistung und 1.800 MW Kapazität geplant. Die Inbe-
triebnahme soll Mitte 2028 erfolgen. Bereits geklärt sind der Netzan-
schluss, die Flächensicherung und die Investorenstruktur. Die noch aus-
stehende Baugenehmigung sollte zum Erscheinen dieser „et“ erfolgt 
sein, der finale Baubeschluss steht bevor. Eingebunden wird der Speicher 
in das Virtuelle Kraftwerk von Trianel, über das der Einsatz sowie die 
Platzierung im Markt erfolgt. Vorgesehen sind der Intraday- sowie der 
Regelenergiehandel. Damit verfolgt Trianel einen Multi-Market-Ansatz, 
der Flexibilität dynamisch dort einsetzt, wo sie den höchsten Wert erzielt. 

 
Hinsichtlich aktueller regulatorischer Herausforderungen wies Markus 
Hagel, Bereichsleiter Unternehmenskommunikation und Energiepolitik 
der Trianel, auf den wichtigen systemischen Beitrag von Batteriespei-
chern hin. Ihr Einsatz leide jedoch unter der regulatorischen Benach-
teiligung, die durch den Vorschlag der Bundesnetzagentur zur Ein-
führung von rückwirkenden Speichernetzentgelten zu weiteren 
Unsicherheiten führe. Angesichts langer Planungshorizonte – erste 
Entwürfe für das Waltrop-Projekt datieren von 2023 – würden Investi-
tionen deutlich erschwert, sollten Netzentgelte für Speicher erhoben 
werden, denen nach derzeitigem Gesetzeswortlaut eine 20-jährige 
Netzentgeltbefreiung zustünde. Damit Speicher gebaut werden und 
ihre Flexibilitätswirkung entfalten können, brauche es definierte 
Marktrollen, Klarheit bei Baukostenzuschüssen und attraktive Ver-
marktungsmöglichkeiten.
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